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Prozess
Drei Jahre Haft
nach Prügelei
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Guten
Morgen

Mullefluppet ist ein großer Mu-
sikfreund und freute sich darüber,
dass eine seiner Lieblingssänge-
rinnen eine neue CD herausge-
bracht hat. Fluppi hat natürlich
sofort den Player seines Autos ge-
füttert und den Lautstärkepegel
entsprechend nach oben justiert.
Was für ein Sound, was für eine
Musik! Fluppi war so begeistert,
dass er vergaß, warum er im Auto
unterwegs war. Schade, Termin lei-
der verpasst. Aber total super Mu-
sik gehört. Man muss auch einmal
die Seele baumeln lassen, wa!

mullefluppet@zeitungsverlag-aachen.de

AACHEN Der Abschluss der Arbei-
ten zum Ausbau der Kullenhofstra-
ße steht bevor, nur noch die obers-
te Asphaltdecke muss aufgebracht
werden. Für diese Arbeiten wird die
Kullenhofstraße am Freitag, 30. No-
vember, zwischen der Fußgänger-
querung am Neuenhofer Weg und
Steinbergweg komplett gesperrt.
Die Sperrung beginnt um 8 Uhr und
dauert bis zum folgenden Samstag,
1. Dezember, um circa 16 Uhr.Wäh-
rend der Zeit der Sperrung sind nur
folgende Ein- und Ausfahrten am
Uniklinikum nutzbar: Zufahrt zum
P1 am Kreisverkehr, Ausfahrt vom P1
am Kreisverkehr, Ausfahrt vom P2
am Steinbergweg. Aufgrund der re-
duzierten Anzahl zurVerfügung ste-
hender Schrankenanlagen muss für
die Zeit der Sperrung mit deutlich
längeren Wartezeiten für die Ein-
und Ausfahrt auf den Parkplatz ge-
rechnet werden.

KURZNOTIERT

Klinikum: Erhebliche
Behinderungen möglich

Mullefluppet

AACHEN Die Polizei hat am Diens-
tagabend zwischen Kornelimünster
und Walheim die Geschwindigkeit
gemessen. Das zulässige Tempo be-
trägt dort 50 Stundenkilometer.Von
insgesamt 1321 gemessenen Fahr-
zeugen waren 325 zu schnell unter-
wegs.„Spitzenreiter“ war laut Polizei
ein Fahrer aus Aachen, der mit Tem-
po 125 unterwegs war. Hohes Buß-
geld und mehrmonatiges Fahrver-
bot sind die Konsequenzen.

125 Stundenkilometer
im Tempo-50-Bereich

Vermieter sollen für Leerstand bezahlen
VON ROBERT ESSER

AACHEN Kopfschütteln reicht nicht.
Man will Spekulanten künftig die
Stirn bieten. Rund 4500 Wohnun-
gen fehlen der Stadt Aachen ak-
tuell nach Angaben des jüngsten
Wohnungsmarktberichtes. Dem-
gegenüber stehen rund 5500 Leer-
stände, von denen man offiziell
weiß. Diese Schieflage wollen gro-
ße Teile der Politik angesichts der
angespannten Lage auf dem Woh-
nungsmarkt nicht länger hinneh-
men. Grüne und Linke beantragen
nun, eineWohnraumschutzsatzung
für Aachen auf Grundlage des Para-
graphen 10 Wohnungsaufsichtsge-
setz NRW zu erarbeiten. Im Klartext
heißt das: Wer künftig als Eigentü-
mer Wohnungen zweckentfrem-
det – und dazu zählt ausdrücklich
auch der Leerstand von Wohnraum
– könnte künftig mit Strafen belegt
werden. Die Stadt Münster ahndet
derlei Ordnungswidrigkeiten gemäß
ihrer „Satzung zum Schutz und Er-
halt von Wohnraum“ beispielswei-
se mit Geldbußen von bis zu 50 000
Euro. Die Stadt Köln kann laut ih-
rer Satzung bei Leerständen „eine
laufende, monatlich zu
entrichtende Ausgleichs-
zahlung in Höhe von 6,25
Euro pro Quadratmeter“ er-
heben. Solche Instrumente
fehlen der Stadt Aachen bis-
lang.

BescheideneResultate

„Mehrfach ist dies in den
vergangenen Jahren in po-
litischen Gremien der Stadt
Aachen besprochen wor-
den. Das Thema wurde von
der SPD bereits 2014 einge-
bracht – ist aber nie konse-
quent weiterverfolgt worden“, kri-
tisiert Sebastian Breuer aus der
Grünen-Fraktion. Die letzte Debatte
über den Erlass einer „Wohnraum-
schutz-/Wohnraumzweckentfrem-
dungssatzung“ liegt nun einein-
halb Jahre zurück. Im Februar 2017
entschied der Wohnungs- und Lie-
genschaftsausschuss der Stadt aller-
dings, keine Satzung zu beschließen
und auf die„Selbstregulierungskräf-
te des Marktes“ zu bauen. Die Resul-
tate sind unbestritten bescheiden.
Andere Städte gingen mit eigenen
Wohnraumschutzsatzungen einen
anderen Weg. Denn: Rechtlich ist

das seit 2001 in NRW möglich.
„Es geht überhaupt nicht darum,

Hauseigentümern und Vermietern
Angst zu machen“, bekräftigt Breu-
er. Vielmehr gehe es um die Besei-
tigung eklatanter Missstände; und
schon gar nicht darum, dass die
Stadt durch die etwaigeVerhängung
von Ordnungsstrafen Geld verdie-
ne. Aber der Stadtverwaltung fehle
eben seit Jahren ein entsprechen-
des Druckmittel. „Sonst würde es
reihenweise Leerstände wie entlang
der Stiftstraße oder Adalbertstraße
zwischen Willy-Brandt-Platz und
Kaiserplatz gar nicht geben“, ist er

sicher. Ellen Be-
golli (Die Linke)
erinnert: „Eigen-
tum verpflichtet!“
Es könne doch
nicht sein, dass
Familien in viel zu
kleinen Wohnun-
gen leben müs-
sen, dass Bürger
angesichts stei-

gender Mieten und fehlender Woh-
nungen in der Innenstadt an den
Stadtrand gedrängt werden – wäh-
rend vielerorts Wohnraum bewusst
leer liegengelassen werde. „Jeder
einzelne Leerstand verschärft das
Problem“, stellt Begolli klar.

Doch Leerstand kann sich bis-
lang für gut verdienende Investo-
ren durchaus auszahlen. Diese kön-
nen „Verluste aus Vermietung und
Verpachtung“ – also Leerstände, für
die keine Mietzahlungen eingehen –
steuerlich geltend machen. Unterm
Strich sei das offensichtlich vielfach
lukrativer als eine Vermietung des

Wohnraums zu normalen Markt-
preisen, heißt es. Dass keine „Ein-
kunfterzielungsabsicht“ vorliegt,
müsste dem Eigentümer nämlich
erstmal nachgewiesen werden, da-
mit eine steuerliche Absetzbarkeit
nicht mehr möglich ist.

Eine„Wohnraumschutzsatzung“,
um „spekulativen Leerstand und
Zweckentfremdung von Wohn-
raum wirksam bekämpfen“ zu kön-
nen, müsse deshalb schnellstmög-
lich her. „Die Zahl der Wohnungen
im Segment des öffentlich geförder-
ten Wohnungsbestand ist auf un-
ter 10 000 gesunken“, rechnen die
Fraktionsvorsitzenden Leo Deu-
mens (Die Linke) und Melanie Seu-
fert (Die Grünen) in ihrem Ratsan-
trag vor. Beide betonen: „Jedes Jahr
fallen weitere 1000 Wohnungen aus
der Bindung. Ohne eine städtische
Wohnungsbauoffensive wird der
Bestand an öffentlich geförderten
Wohnungen in fünf Jahren auf eine
nur noch unbedeutende Größen-
ordnung geschrumpft sein.“ Da die

Lage immer schwieriger werde, sei
es „offensichtlich erforderlich, das
Thema erneut auf die politische Ta-
gesordnung zu holen“. Bis zum Jahr
2035 würden sonst bis zu 10 000
Wohnungen in Aachen fehlen.

Detaillierte Zahlen zuWohnungs-
leerständen könnten erstmals durch
eine Wohnraumschutzsatzung er-
hoben werden. Dann müssten Leer-
stände nach wenigen Monaten ge-
meldet werden. Derzeit gibt es nur
Schätzungen, die auf Daten von
Energieversorgern beruhen. Regis-
triert der Stromzähler einer Woh-
nung länger als drei Monate einen
aufs Jahr hochgerechneten Ver-
brauch unter 150 Kilowattstunden,
wird Leerstand unterstellt. Dies wird
für 2016 bei 4,2 Prozent des Aache-
ner Wohnraums angenommen.
Neuere Zahlen existieren – noch –
nicht.

Bis eineWohnraumschutzsatzung
das Geschäftskonzept einiger Spe-
kulanten auf den Kopf stelle, sagen
Linke und Grüne...

Grüne und Linke fordern Wohnraumschutzsatzung für Aachen. Hohe Strafen. Kampf gegen Spekulanten verschärfen.

Leerstände im großen Stil: Entlang der Adalbertstraße fällt auf, dass nicht nur Einzelhandelsfläche,
sondern auch reihenweiseWohnraum brach liegt. FOTOS: MICHAEL JASPERS
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Massive Drohungen: Offene Tür Josefshaus ist zu
VONMARGOT GASPER

AACHEN „Josefshaus – ein Ort des
kulturellen Lebens in Aachen-Ost“:
So begrüßt die Internetseite der Of-
fenen Tür Josefshaus die Besucher.
Lebendig ist es am Kirberichshofer
Weg aber derzeit ganz und gar nicht.
Schon seit dem 13. November, also
seit gut zwei Wochen, sind die Tü-
ren zu. Die Gründe, die zu diesem
Schritt geführt haben, sind schwer-
wiegend. Es hat massive Drohungen
gegen den Leiter der Einrichtung ge-
geben.

Absprachemit demBistum

Stefan Wieland, Pressesprecher des
Bistums Aachen, bestätigte am Mitt-
woch gegenüber unserer Zeitung die
Schließung der OT. Träger des Hau-
ses ist der katholische Kirchen-
gemeindeverband Aachen-Ost/
Eilendorf, zu dem auch die Pfarr-
gemeinde St. Josef und Fronleich-
nam gehört. Die Schließung sei in
enger Absprache mit dem Bistum
erfolgt, sagte Wieland.

Nach seinen Angaben hat es im Jo-
sefshaus eine„massive Bedrohung“
gegeben. Besucher des Hauses hät-
ten Drohungen gegen den Leiter
der Einrichtung ausgesprochen.

„Zum Schutz der Mitarbeiter und
zum Schutz der übrigen Besucher
hat sich der Träger entschlossen, das
Haus zu schließen.“ Gegen die mut-
maßlichen Täter ist nach Angaben
des Bistumssprechers Anzeige er-
stattet worden. Es soll sich um eine
Clique von jungen Leuten handeln.
Hintergrund der Auseinanderset-
zungen, sagte Wieland, war eine
„Drogenproblematik, der entgegen-
gewirkt werden sollte. Das ist dann
eskaliert.“ Polizeisprecher Paul Ke-
men bestätigt einen Drogenfund
im Josefshaus. Am 7. November sei
morgens im Briefkasten Marihuana
entdeckt worden. Daraufhin sei die
Polizei gerufen worden.

Der Fachbereich Kinder, Jugend
und Schule der Stadt Aachen ist
nach Angaben aus dem Bistum am
19. November, also knapp eine Wo-
che nach der Schließung der OT, in-
formiert worden. Björn Gürtler vom
städtischen Presseamt teilte mit,
man sei in der Angelegenheit im
Gespräch, unter anderem mit dem
Bistumsjugendpfleger.

Allen Beteiligten ist offenbar sehr
daran gelegen, die Offene Tür Josefs-
haus, die für viele Kinder und Ju-
gendliche imViertel ein zweites Zu-
hause ist, möglichst schnell wieder
in Betrieb zu nehmen. „Der Schutz

der Besucher hat allerdings obers-
te Priorität“, betont Stefan Wieland
ausdrücklich.

Bei den Aachener Jugendpoliti-
kern kamen die Informationen über
dieVorgänge im Josefshaus erst jetzt
an. Hilde Scheidt, jugendpolitische
Sprecherin der Grünen im Rat, kri-
tisiert den zögerlichen Informati-
onsfluss. Immerhin sei die Stadt
Aachen doch Partner in der Orga-

nisation der Offenen Jugendarbeit
in Aachen. „Ich bin entsetzt, dass
wir in der Jugendpolitik das bisher
nicht gewusst haben“, erklärte Hilde
Scheidt. „Es ist enttäuschend, dass
man uns nicht informiert hat.“

Für viele junge Menschen im Ost-
viertel sei es eine schlimme Sache,
nun vor verschlossenen Türen zu
stehen. „Wir können die Jugendli-
chen, die mit den Vorfällen nichts

zu tun haben, doch nicht im Stich
lassen“, betonte Scheidt. „Da muss
man jetzt einenWeg finden, um auf-
zuarbeiten, was passiert ist.“

Die dramatischen Vorfälle und
ihre Konsequenzen fallen ausge-
rechnet in eine Zeit, in der über die
– finanzielle – Zukunft der Offenen
Türen in Aachen intensiv diskutiert
wird. Träger der offenen Jugendar-
beit in Aachen, die in der ökumeni-
schen Arbeitsgemeinschaft Offener
Türen (Agot) zusammengeschlos-
sen sind, hatten im Sommer Alarm
geschlagen. Sie beantragten eine
verlässlichere Finanzierung der of-
fenen Jugendarbeit durch die Stadt.
Ansonsten drohe einigen Einrich-
tungen die Schließung, hieß es.

Am kommenden Dienstag (ab 17
Uhr im Verwaltungsgebäude Mo-
zartstraße) wird sich der städtische
Kinder- und Jugendausschuss im
Rahmen seiner Haushaltsberatun-
gen auch mit der Finanzausstattung
der offenen Jugendarbeit in Aachen
befassen. An der verschlossenen Tür
des Josefshauses hängt unterdessen
ein Zettel an die „lieben Besucher“,
der auf die derzeitige Schließung
hinweist. Am Telefon meldet sich
nur der Anrufbeantworter: „Der-
zeit sind wir auf unbestimmte Zeit
außer Haus.“

Besucher des Jugendtreffs versuchten, den Leiter der Einrichtung unter Druck zu setzen. Träger zieht die Reißleine.

Die Offene Tür ist zu: Nachmassiven Drohungen ist das Josefshaus im Aache-
ner Ostviertel derzeit geschlossen. FOTO: HARALD KRÖMER
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